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0 6/79 ZB
Kleine Berufsoziographie des Parlaments:
He, Obermanager, hier figurierst du als
Bauer, klar?
Hier müssen wir anfügen, dass wir die Aufteilung
zwischen Arbeitern und Bauern nach den detailliert

angeführten Berufen vorgenommen haben
und nicht nach der Kategorisierung in der
Mitteilung der Zentralen Wahlkommission, die
summiert von 522 Arbeitern und 244 Kolchosbauern
gesprochen hatte. Dazu hatte man allerdings die
Dorfmechaniker den Bauern statt den Arbeitern
zugehalten. Vor allem aber waren die Präsidenten

und Abteilungsleiter der Kolchosen ebenfalls
als Bauern angeführt. In unserer Tabelle haben
wir die ersteren als eigene Kategorie angeführt
(parallel zu den Betriebsdirektoren) und die zweiten

den Angestellten zugezählt, weil sie tatsächlich

reine Verwaltungsarbeit leisten. So haben
wir die Zahlen wieder etwas in die Proportionen
gerückt. Nach der Methode, mit der die offizielle
Mitteilung die Bauernvertretung aufpolierte,
müsste man nämlich logischerweise die
Fabrikdirektoren als Arbeiter anführen!

Die Moskauer schwärmen aus und werden

Volksvertreter aus der Provinz
Noch etwas anderes ist bei der Zusammensetzung
des Obersten Sowjets von Interesse: Auf dem
ganzen Unionsgebiet wurden Leute mit Wohnsitz
in Moskau gewählt. Etliche Angestellte des
KPdSU-ZK kandidierten in der Provinz: zwei in
der Ukraine und je einer in Weissrussland,
Usbekistan, Kasachstan, Georgien, Lettland usw.
Auch hohe Ministerialbeamte kamen etwa via
Armenien zu ihrem Parlamentssitz. Das gleiche
gilt für die Redaktoren der zentralen Zeitungen;
da sie offenbar ins Parlament sollten, aber keinen
Platz im ausgebuchten Moskauer Kontingent
fanden, Hessen sie sich in allen möglichen
Gebieten oder «autonomen» Territorien aufstellen.
Insgesamt wurden 79 Moskauer (grossteils Partei-

und Staatsfunktionäre) ausserhalb der
zentralrussischen Gebiete gewählt. Die Stadt Moskau

hielt übrigens kein Gegenrecht: ihre 23 Abgeordneten

sind durchwegs aus Moskau. Und die
18 Abgeordneten des Gebietes Moskau sind zum
Teil ebenfalls in der Stadt selbst daheim.

Der zweite gute Grund für den ganzen
Aufwand
So ist manches an der Zusammensetzung
interessant bis pikant. Allerdings: machtpolitisch
relevant ist das alles zusammen nicht.

Die Arbeit des Obersten Sowjets hat den
Charakter einer reinen Formalität. Das Parlament
hat nichts anderes zu tun, als die Entscheide des

Zentralkomitees abzusegnen. Zweimal jährlich
tagt der Oberste Sowjet in Kurzsessionen von
drei bis vier Tagen. Direkt zuvor aber findet
jeweils die Plenarsitzung des KPdSU-ZK statt, und
dort wird bestimmt, was das Parlament anschliessend

zu «beschliessen» hat. Insofern spielt es

auch keine Rolle, dass die Wahlen durch und
durch besch ummelt sind: die unechten
Volksvertreter haben ja ohnehin nichts zu sagen.

Von der Effektivität her kann man die Frage
stellen: Wozu eigentlich das ganze Theater, die
«Wahlpropaganda» und das ganze aufwendige
Verfahren, das die werktätigen Massen zu bezahlen

haben?

Nun, es gibt zwei Hauptgründe. Der eine liegt
darin, dass die Scheindemokratie immer noch
nicht auf ihr Alibi verzichten will; schliesslich
lautete der revolutionäre Slogan von Anno dazumal

«Alle Macht den Räten!» und nicht «Alle
Macht dem Politbüro!». Der andere Grund aber
liegt ganz einfach darin, dass ein Mandat im
Obersten Sowjet ein Statussymbol geworden ist.
Höhere Leute haben ein Anrecht darauf, und
kleinere Leute kriegen ihre Lotteriechance, wenn
sie ganz besonders brav sind. Der Dekorationswert

der Sache ist erst kürzlich durch das Präsidium

des Obersten Sowjets bestätigt worden:
Parlamentarier dürfen sich durch ein besonderes
Abzeichen auf der Brust zu erkennen geben. S

Die Qual der Wahl gab es bei den sowjetischen
Wahlen auch dieses Jahr nicht, aber es gab
erstmals immerhin den Versuch, sie zu schaffen.
Natürlich ist die amtliche Maschinerie damit fertig
geworden. Doch der Präzedenzfall verdient
registriert zu werden, wenn schon keine «wilden»
Kandidaten registriert worden sind.

Im Vorfeld der Wahlen haben zwei unabhängige
Gruppen von Staatsbürgern die Möglichkeit
getestet, eigene Kandidaten zu nominieren.
Tatsächlich ist es laut Verfassung grundsätzlich
zulässig, pro Wahlkreis mehr als einen Kandidaten
aufzustellen, und laut amtlicher Version werden
die Kandidaten ja von den Stimmbürgern
vorgeschlagen; also Unzulässig ist es für die Praktiker

des Systems lediglich, dass die Staatsbürger
auf den Gedanken kommen könnten, ungeheis-
sen von solchen Rechten Gebrauch zu machen.

Aber nun ist das Unerhörte doch geschehen.
Zwei «Wählerinitiativen» haben es im Vorfeld
der Wahlen darauf ankommen lassen. In Moskau
stellte die Bürgerinitiative «Wahl 79» den Historiker

(und «marxistischen Dissidenten») Roy
Medwedew sowie die Ingenieurin Ludmilla Aga-
powa auf. In der litauischen Hauptstadt Vilnius
(Wilna) portierte ihrerseits eine Wählergruppe
einen amtlich unvorhergesehenen Bewerber.

Die Behörden parierten den «Affront» zunächst
einmal technisch, indem sie die Gegenkandidaten
einfach nicht registrierten; am Wahltag hatten
die Wähler also wiederum keine Auswahl. Ob
und wie man diese praktische Erprobung der
Verfassungsgarantien nachträglich noch behandeln

wird (z. B. polizeilich oder psychiatrisch),
steht vorderhand aus.

Der praktische Wert der Sache wird in oppositionellen

Kreisen der UdSSR offenbar als debatta-
bel empfunden; der (angefragte) Sacharow zum
Beispiel wollte da nicht mittun. Und gewiss hat
man einstweilen das gewohnte Resultat für die
Kandidaten der amtlichen Alternativlosigkeit:
99,89 Prozent der Stimmen beim Unionssowjet
und 99,91 Prozent beim Nationalitätensowjet (die
Frage nach einer unabhängigen Kontrolle über
die Stimmenauszählung wird hier nicht gestellt).
Aber es ist ja nicht unsere Aufgabe, vom Westen
aus über die richtige Strategie sowjetischer
Dissidenten zu befinden. Sie gehen alle das Risiko
ihrer eigenen Wege ein.

Roy Medwedew sagt, die Abwürgung der
«Wählerinitiativen» habe den nichtdemokratischen
Charakter des sowjetischen Wahlsystems
unterstrichen. Relevant ist dabei — wie häufig in
solchen Fällen — nicht so sehr die Entdeckung als
vielmehr ihre Aeusserung. (Uebrigens ist Roy
Medwedew selber sonst zwar als Kritiker des

Regimes bekannt, aber auch gleichzeitig als
Befürworter der sowjetischen Ordnung; hier nun
macht er eindeutig Syr/emkritik.)
In der Gewissheit unangenehmer Folgen für sich
selbst nehmen es in der UdSSR immer mehr
Leute auf sich, dem Land und der Welt vor
Augen zu führen, dass Wahlen ohne
Alternativmöglichkeit ihren Namen nicht verdienen. Dort
merken die Leute, was sie nicht haben. Und wir
im Westen merken nicht, was wir haben. cb

So hatte der Oberste Sowjet 1977 den Parteichef Leonid Breschnew zum Vorsitzenden des Präsidiums
des Obersten Sowjets, also zum Staatschef, gewählt.
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